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Parteimitgliedschaft versus Verfassungstreuepflicht – 
das Beispiel der Partei „Alternative für Deutschland“

Prof. Dr. Andreas Nitschke*

Am 8.3.2022 entschied das VG Köln, dass das Bundesamt für 
Verfassungsschutz (BfV) die Partei „Alternative für Deutsch
land“ (AfD) als Verdachtsfall einstufen darf. Die erforder lichen 
tatsächlichen Anhaltspunkte für verfassungsfeindliche Bestre
bungen innerhalb der Partei sah das Gericht als gegeben an. 
Der vorliegende Beitrag möchte anlässlich dieses Urteils zu
nächst abstrakt die dienstrechtlichen Konsequenzen einer Par
teimitgliedschaft von Beamten vor dem Hintergrund der be
amtenrechtlichen Verfassungstreuepflicht/politischen Treue pflicht 
untersuchen. Im Anschluss daran werden die gewonnenen Er
kenntnisse auf die Fragestellung übertragen, wie sich eine Mit
gliedschaft sowie ein Engagement von Beamten ohne Mitglied
schaft konkret bezogen auf die AfD dienstrechtlich auswirken.

I. Einleitung

Die freiheitliche demokratische Grundordnung war in Bezug 
auf das Beamtenrecht in den vergangenen Monaten und Jahren 
immer wieder Gegenstand sowohl der medialen Berichterstat-
tung als auch der rechtswissenschaftlichen Untersuchung. 1 
Beispielhaft sei an dieser Stelle das insbesondere ab Herbst 
2020 ans Licht der Öffentlichkeit gelangte und vereinzelt pau-
schal als „Nazi-Chats“ bezeichnete Versenden von rassistischen 
und volksverhetzenden Inhalten über Messenger-Dienste durch 
Beamte 2 ebenso genannt wie das vermehrte Auftreten soge-
nannter „Reichsbürger“ im öffentlichen Dienst. 3

Gerade in der jüngeren Vergangenheit geriet auch die AfD vor 
diesem Hintergrund in den Fokus der juristischen Erörterung. 
Einerseits ging es diesbezüglich um die in der Presse ausführ-
lich behandelten 4 Einzelfälle der AfD-Mitglieder Thomas Seitz 5 
und Jens Maier. 6 In beiden Konstellationen standen jeweils di-
verse Äußerungen in Rede, die gerichtlich und von Vertretern 
aus der Wissenschaft als Verstoß gegen die Verfassungstreue-
pflicht gewertet wurden. 

Durch die Entscheidungen des VG Köln vom 8. und 10.3.2022 
gelangte darüber hinaus einmal mehr die AfD als Ganzes in 
den Blickpunkt des juristischen Diskurses. Dort befand sie 
sich bereits im Jahr 2019, nachdem sie vom BfV als Prüffall 
eingestuft wurde, sowie im Jahr 2021, nach der Hochstufung 
zum Verdachtsfall. 7 Das VG Köln bestätigte nun diese Hoch-
stufung. 8 Im Zuge dessen wurde in der jüngeren Vergangen-
heit vermehrt die Frage nach den dienstrechtlichen Konse-
quenzen dieser Hochstufung für verbeamtete AfD-Mitglieder 
aufgeworfen. 9

„Alte Fragen in aktuellem Gewande“ schrieb Josef Franz Lind
ner bereits im Jahr 2006 in der ZBR 10 bezogen auf die Frage, 
wie die Mitgliedschaft eines Beamten in einer politischen Par-
tei vor dem Hintergrund der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung sowie der dienstrechtlichen Pflicht eines jeden 
Beamten, sich zu dieser zu bekennen und für ihre Erhaltung 
einzutreten, rechtlich zu würdigen ist. 

Bedeutsam war diese Frage insbesondere in den 70er Jahren 
des 20. Jahrhunderts im Rahmen der Diskussion um den soge-
nannten „Radikalenerlass“ vom 28.1.1972. 11 Vor diesem Hin-

tergrund erging die grundlegende und auch heute noch maß-
gebliche 12 „Radikalen“-Entscheidung 13 des BVerfG aus dem 
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